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Gemeinsame Deklaration der Wissenschaftsministerinnen und 

Wissenschaftsminister der Länder 

Wissenschaftsfreiheit und Resilienz – Grundlagen eines starken 

Wissenschaftssystems 

Die Freiheit der Wissenschaft ist keine Selbstverständlichkeit. Sie ist eine historische 

Errungenschaft, die angesichts globaler Entwicklungen zunehmend unter Druck gerät 

und daher aktiv geschützt werden muss. 

Die Rahmenbedingungen für die Wissenschaft haben sich verändert. 

Wissenschaftsfeindliche Debatten, gezielte Desinformation, geopolitische Spannungen 

und strukturelle Abhängigkeiten innerhalb des Wissenschaftssystems gefährden die 

Wissenschaftsfreiheit. Auch in Deutschland treten wissenschaftsfeindliche Akteure laut 

und aggressiv auf und bedrohen die Freiheit von Forschung und Lehre. Sowohl einzelne 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler als auch Institutionen oder ganze 

Forschungszweige werden angegangen und demokratiefeindliche Parteien streben 

einen radikalen Umbau des deutschen Wissenschafts- und Forschungssystems unter 

Missachtung der Wissenschaftsfreiheit und der Hochschulautonomie an.  

Die Wissenschaftsministerkonferenz hat darauf seit 2025 mit einem strukturierten 

Beratungsprozess reagiert, in dem der Austausch mit den Akteuren des 

Wissenschaftssystems ein zentrales Element war. Die vorliegende Deklaration ist ein 

Ergebnis dieses Prozesses.  

Als Wissenschaftsministerinnen und -minister der Länder heben wir hervor, dass die 

Wissenschaftsfreiheit nur dauerhaft gesichert werden kann, wenn wir die 

Rahmenbedingungen, die die Resilienz unseres Wissenschaftssystems bestimmen, 

gemeinsam und aktiv gestalten. Dazu gehört auch die Abwehr von konkreten 

Bedrohungen. Artikel 5 Absatz 3 unseres Grundgesetzes verpflichtet dazu.  

Dabei verstehen wir die gemeinsame Verantwortung der Länder als Stärke des 

föderalen Wissenschaftssystems. Die Eigenstaatlichkeit der Länder und ihre 

Kulturhoheit bilden deshalb eine wesentliche Grundlage einer resilienten und 

wehrhaften Demokratie. Zugleich betonen die Länder die Verantwortung, die 

Rahmenbedingungen für Wissenschaft gemeinsam und koordiniert zu gestalten. 

Gerade diese Verbindung aus föderaler Vielfalt und verlässlicher Zusammenarbeit stärkt 

die Resilienz des deutschen Wissenschaftssystems und seine Fähigkeit, Freiheit, 

Leistungsfähigkeit und Innovationskraft auch unter veränderten gesellschaftlichen und 

geopolitischen Bedingungen dauerhaft zu sichern. 

Was das für uns bedeutet, fassen wir in sieben Kernbotschaften zusammen: 

1. Wissenschaftsfreiheit bildet das Fundament demokratischer 

Erkenntnisfähigkeit. 

Wissenschaftsfreiheit ist die institutionelle Voraussetzung dafür, dass demokratische 

Gesellschaften wie unsere langfristig handlungsfähig bleiben. Ohne unabhängige 

Forschung kann es keine evidenzbasierten Entscheidungen geben – weder in Politik, 



-- 

Wirtschaft, noch Gesellschaft. Ohne freie Lehre kein Wettstreit der Lehren und keine 

kritische Urteilsbildung an und zwischen Hochschulen.  

Wer die Wissenschaftsfreiheit beschneidet oder einschränkt, beschädigt die 

Demokratie selbst. Für die Wissenschaftspolitik der Länder bedeutet das konkret: 

den bewussten Verzicht auf politische Vorgaben zu Fragestellungen, Methoden oder 

Ergebnissen. Das gilt auch dann, wenn Forschungsbefunde politisch unbequem 

sind. Die Selbstbeschränkung der Politik gegenüber der Wissenschaft ist keine 

Schwäche, sie ist Bedingung ihrer Legitimität. 

2. Resilienz bedeutet Gestaltungskraft, nicht Defensive. 

Resilienz ist die Fähigkeit eines Systems, unter Druck nicht nur standzuhalten, 

sondern handlungsfähig zu bleiben. Für das Wissenschaftssystem bedeutet das: 

Resilienz hat vier untrennbare Dimensionen – die institutionelle Eigenständigkeit und 

Integrität von Hochschulen und Forschungseinrichtungen; die finanzielle Stabilität 

ihrer Grundlagen; die persönliche Freiheit und Sicherheit von Forschenden, 

Lehrenden und Studierenden; und die diskursive Glaubwürdigkeit der Wissenschaft 

im öffentlichen Raum. Ein resilientes Wissenschaftssystem fragt deshalb nicht allein, 

was es schützen muss – sondern was es gestalten will. 

3. Die Bedrohungen haben eine neue Qualität – und eine neue Sprache. 

Politische Einflussnahme durch extremistische Kräfte, Desinformation, digitale 

Angriffe und gesellschaftliche Wissenschaftsskepsis treffen ein System von außen, 

das zugleich vor internen Herausforderungen steht. Dazu gehören 

Drittmittelabhängigkeit, befristete Beschäftigung und Konformitätsdruck, der dem 

pluralen Diskurs der Wissenschaft entgegensteht.  

Hinzu kommt eine neue rhetorische Strategie: Angriffe auf die Wissenschaftsfreiheit 

erscheinen heute oft als deren Verteidigung – als Befreiung von angeblicher 

Ideologie, als Wiederherstellung vermeintlich echter akademischer Freiheit. Einige 

Bereiche werden dabei besonders zur Zielscheibe von Wissenschaftsfeindlichkeit 

wie beispielsweise die Klimaforschung. Die Wissenschaftsministerkonferenz weist 

solche Begriffskaperei entschieden zurück. Politische Delegitimierung ist keine 

wissenschaftliche Kritik, denn sie zielt nicht auf bessere Wissenschaft – sie zielt 

darauf, von außerhalb der Wissenschaft zu bestimmen, welche Wissenschaft 

überhaupt legitim sein soll.  

4. Forschende, Lehrende und Studierende verdienen Solidarität und wirksamen 

Schutz. 

Wissenschaftsfreiheit wird von Menschen gelebt. Forschende, Lehrende und 

Studierende müssen ihre Arbeit frei von Einschüchterung, Diskriminierung, 

Bedrohung und Diffamierung ausüben können. Angriffe auf einzelne 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sind Angriffe auf die offene Gesellschaft; 

die Länder betonen ihre Pflicht, sich für hiervon betroffene Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler einzusetzen, und rufen die Einrichtungen auf, entsprechende 
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Beratungsstrukturen sicherzustellen. Zugleich gilt: Keine Struktur ersetzt die Haltung 

derer, die Wissenschaftsfreiheit täglich leben – und ihre Bereitschaft, auch dann nicht 

zu schweigen, wenn andere betroffen sind. 

5. Wissenschaftsfreiheit braucht strukturelle Voraussetzungen – auch gegen 

politische Einflussnahme. 

Freiheit braucht Voraussetzungen: eine auskömmliche Grundfinanzierung sowie 

verlässliche Rahmenbedingungen, die freie Forschung, Lehre und Transfer 

gewährleisten. 

Die Haushaltshoheit der Länder über Hochschulen ist eine treuhänderische 

Verantwortung, sie darf kein Instrument politischer Willkür werden. 

Mittelzuweisungen dienen der Stärkung des Wissenschaftssystems – nicht der 

Disziplinierung unliebsamer Forschung. 

Wissenschaftsfreiheit bedeutet nicht nur Schutz vor direkter Einflussnahme, sondern 

auch die Freiheit von unnötiger Bürokratie. Deshalb leistet Bürokratieabbau einen 

wesentlichen Beitrag zur Sicherung der Wissenschaftsfreiheit. 

6. Wissenschaft trägt Mitverantwortung für ihre Glaubwürdigkeit – und braucht 

Rückhalt. 

Wissenschaft lebt vom produktiven Dissens, von kritischer Prüfung, methodischer 

Nachvollziehbarkeit und Qualitätssicherung. Wer Unabhängigkeit beansprucht, 

muss Transparenz und Redlichkeit gewährleisten. Das ist die Basis für 

gesellschaftliches Vertrauen in die Wissenschaft; es entsteht nicht von selbst – es 

braucht Wissenschaftskommunikation, die alle Teile der Gesellschaft erreicht. 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die ihre Expertise in öffentliche Debatten 

einbringen, verdienen Unterstützung und Rückendeckung. Die Verantwortung hierfür 

ist geteilt: zwischen Wissenschaft, Politik, Medien, Wirtschaft und 

zivilgesellschaftlichen Multiplikatoren, ohne die der Dialog zwischen Wissenschaft 

und Gesellschaft nicht gelingen kann. 

7. Wissenschaftsfreiheit ist ein europäisches und globales Projekt. 

Forschung und zusehends auch Lehre sind grenzüberschreitend – ihre Gefährdung 

ist es ebenfalls. Die Wissenschaftsministerkonferenz bekennt sich zur Gestaltung 

eines Europäischen Forschungsraums, der Wissenschaftsfreiheit nicht nur als Wert 

benennt, sondern strukturell verankert. Wir stehen für Mobilität und offene 

Kooperationen – bei zugleich verantwortungsvollem Umgang mit Wissenssicherheit 

und Forschungsdaten. Europa soll Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 

weltweit anziehen als Ort, an dem Freiheit rechtlich gewährleistet und politisch gelebt 

wird. Gleichzeitig wollen wir durch Vernetzung und Austausch auch einen Beitrag zur 

Unterstützung und Stärkung der Resilienz gefährdeter Wissenschaftssysteme 

weltweit leisten. 

Wissenschaftsfreiheit ist Grundlage und Ausdruck einer freien Gesellschaft und 
Voraussetzung für wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Fortschritt. Sie ist 
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daher auch ein Standortvorteil für Deutschland im Wettbewerb um die klügsten 
Köpfe. Denn wissenschaftliche Erkenntnis entsteht dort, wo sich Gedanken frei 
entfalten können. 

Die Wissenschaftsministerinnen und -minister der Länder vereinbaren, sich 
nachhaltig für die Freiheit von Wissenschaft, Forschung und Lehre einzusetzen. Sie 
fühlen sich den dargelegten Prinzipien und Werten in ihrem Handeln verpflichtet. 

Wissenschaftsfreiheit ist nicht nur eine Angelegenheit der Wissenschaft – als Teil des 

Fundaments unserer Demokratie ist sie eine Angelegenheit von uns allen.  

 

Die Bundesministerin für Forschung, Technologie und Raumfahrt schließt sich im 

Rahmen der Zuständigkeit des Bundes der Erklärung an. 


